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Allgemeine Bedingungen zur Haftpflichtversicherung 
von Ansprüchen aus Benachteiligungen (AVB Benachteiligungen) 

 
Stand Februar 2014 

 
Hinweis: Dieser Versicherungsvertrag ist eine auf dem Anspruchserhebungsprinzip (Claims-made-Prinzip) basierende Versicherung, 
das heißt, der Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person während der Dauer des Versicherungsvertrages. 
Kosten (siehe Ziffer 4.2 Satz 2) werden auf die Versicherungssumme angerechnet. 
 
 
1 Gegenstand der Versicherung 

1.1 Der Versicherer bietet dem Versicherungsnehmer und den 
mitversicherten Personen Versicherungsschutz für den Fall, 
dass der Versicherungsnehmer oder mitversicherte Perso-
nen aufgrund gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen privat-
rechtlichen Inhalts wegen einer Verletzung einer Vorschrift 
zum Schutz vor Benachteiligung, insbesondere aus dem 
Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz, aus den in Ziffer 1.2 
genannten Gründen für einen Personen-, Sach- oder Ver-
mögensschaden in Anspruch genommen werden. Vom 
Versicherungsschutz ebenfalls umfasst sind Ansprüche auf 
Ersatz immaterieller Schäden wie z. B. aus § 15 Absatz 2 
Satz 1 und § 21 Absatz 2 Satz 3 AGG. 
Mitversicherte Personen sind: Mitglieder des Aufsichts-
rates, des Vorstandes oder der Geschäftsführung des Ver-
sicherungsnehmers oder seine leitenden Angestellten. 
Für den Versicherungsnehmer besteht Versicherungsschutz 
ausschließlich im Rahmen der betrieblichen und beruf-
lichen Tätigkeit. Für die mitversicherten Personen besteht 
Versicherungsschutz ausschließlich im Rahmen der betrieb-
lichen Tätigkeit für den Versicherungsnehmer. 

1.2 Gründe für eine Benachteiligung sind 
• die Rasse, 
• die ethnische Herkunft, 
• das Geschlecht, 
• die Religion, 
• die Weltanschauung, 
• eine Behinderung, 
• das Alter  oder 
• die sexuelle Identität 

1.3 Der Versicherungsschutz im Sinne von Ziffer 1 erstreckt 
sich auch auf Tochtergesellschaften des Versicherungs-
nehmers, soweit sie ihren Firmensitz in Deutschland haben. 
Tochtergesellschaften im Sinne dieses Vertrages sind Unter-
nehmen im Sinne von § 290 Absatz 1 und Absatz 2 HGB 
und § 271 Absatz 1 HGB, bei denen dem Versicherungs-
nehmer die Leitung oder Kontrolle direkt oder indirekt zu-
steht, entweder durch 
• die Mehrheit der Stimmrechte der Gesellschafter oder 
• das Recht, die Mehrheit der Mitglieder des Aufsichts-, 

des Verwaltungsrats oder eines sonstigen Leitungsor-
gans zu bestellen oder abzuberufen und er gleichzeitig 
Gesellschafter ist oder 

• das Recht, einen beherrschenden Einfluss aufgrund 
eines mit diesem Unternehmen geschlossenen Beherr-
schungsvertrages oder aufgrund einer Satzungsbe-
stimmung dieses Unternehmens auszuüben oder 

• den Umstand, dass der Versicherungsnehmer bei wirt-
schaftlicher Betrachtung die Mehrheit der Risiken und 
Chancen eines Unternehmens trägt, das zur Erreichung 
eines eng begrenzten und genau definierten Ziels des 
Versicherungsnehmers dient (Zweckgesellschaft). 

Soweit sich der Versicherungsschutz auf neu hinzukom-
mende Tochtergesellschaften erstreckt, umfasst dieser nur 
solche Benachteiligungen, die nach dem Vollzug des Er-
werbes begangen worden sind. 

1.4 Es besteht – unbeschadet der übrigen Vertragsbestim-
mungen – Versicherungsschutz nur, soweit und solange 
dem keine auf die Vertragsparteien direkt anwendbaren 
Wirtschafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embar-
gos der Europäischen Union oder der Bundesrepublik 
Deutschland entgegenstehen. Dies gilt auch für Wirt-
schafts-, Handels- oder Finanzsanktionen bzw. Embargos, 
die durch die Vereinigten Staaten von Amerika in Hinblick 
auf den Iran erlassen werden, soweit dem nicht euro-
päische oder deutsche Rechtsvorschriften entgegenstehen. 

 
 
2 Versicherungsfall (Claims-made-Prinzip) 

Versicherungsfall ist die erstmalige Geltendmachung eines 
Haftpflichtanspruchs gegen den Versicherungsnehmer oder 
eine mitversicherte Person während der Dauer des Versiche-
rungsvertrages. Im Sinne dieses Vertrages ist ein Haft-
pflichtanspruch geltend gemacht, wenn gegen den Versiche-
rungsnehmer oder eine mitversicherte Person ein Anspruch 
schriftlich erhoben wird oder ein Dritter dem Versicherungs-
nehmer oder einer mitversicherten Person schriftlich mitteilt, 
einen Anspruch gegen den Versicherungsnehmer oder eine 
mitversicherte Person zu haben. 

 
 
3 Zeitliche Abgrenzung des Versicherungsschutzes 

3.1 Erfasste Benachteiligungen und Anspruchserhebung 
Die Anspruchserhebung sowie die zugrunde liegende Be-
nachteiligung müssen während der Wirksamkeit der Versi-
cherung erfolgt sein. Wird eine Benachteiligung durch fahr-
lässige Unterlassung verursacht, gilt sie im Zweifel als an 
dem Tag begangen, an welchem die versäumte Handlung 
spätestens hätte vorgenommen werden müssen, um den 
Eintritt des Schadens abzuwenden. 

3.2 Rückwärtsversicherung für vorvertragliche Benachtei-
ligungen 
Zusätzlich besteht auch Versicherungsschutz für Benach-
teiligungen, die innerhalb eines Zeitraums von einem Jahr 
vor Vertragsbeginn begangen wurden. 
Dies gilt jedoch nicht für solche Benachteiligungen, die eine 
versicherte Person, der Versicherungsnehmer oder eine 
Tochtergesellschaft bei Abschluss dieses Versicherungs-
vertrages kannte. Als bekannt gilt eine Benachteiligung, 
wenn sie von dem Versicherungsnehmer, einer Tochter-
gesellschaft oder versicherten Personen als – wenn auch 
nur möglicherweise – objektiv fehlsam erkannt oder ihnen, 
wenn auch nur bedingt, als fehlsam bezeichnet worden ist, 
auch wenn Schadenersatzansprüche weder erhoben noch 
angedroht noch befürchtet worden sind. 

3.3 Nachmeldefrist für Anspruchserhebungen nach Ver-
tragsbeendigung 
Der Versicherungsschutz umfasst auch solche Anspruchs-
erhebungen, die auf Benachteiligungen beruhen, die bis 
zur Beendigung des Versicherungsvertrages begangen 
und innerhalb eines Zeitraums von 3 Jahren nach Beendi-
gung des Versicherungsvertrages erhoben und dem Versi-
cherer gemeldet worden sind. 
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Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer das Recht, 
gegen Zahlung eines noch zu vereinbarenden Beitrages 
die Vereinbarung einer weiteren Nachmeldefrist zu verlan-
gen; dies gilt jedoch nur, wenn der Versicherungsvertrag 
mindestens 3 Jahre bestanden hat. Das Recht des Versi-
cherungsnehmers, die Vereinbarung dieser weiteren Nach-
meldefrist zu verlangen, erlischt, wenn die Nachmeldefrist 
nicht innerhalb eines Monats nach Ablauf des Versiche-
rungsvertrages Textform (z. B. Brief, Fax, E-Mail) beim 
Versicherer beantragt wird oder wenn die Zahlung des zu-
sätzlichen Beitrages für die Nachmeldefrist nicht unverzüg-
lich geleistet wird. 
Die automatische Nachmeldefrist wie auch das Recht zum 
Erwerb einer weiteren Nachmeldefrist gilt nicht für den Fall 
eines Antrags auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens über 
das Vermögen des Versicherungsnehmers sowie in den 
Fällen, in denen der Versicherungsvertrag wegen Zah-
lungsverzug beendet worden ist. Das Gleiche gilt, wenn 
nach Beendigung dieses Vertrages anderweitig Versiche-
rungsschutz für Ansprüche aus Benachteiligungen abge-
schlossen wird. 
Versicherungsschutz besteht für die gesamte Nachmelde-
frist im Rahmen und nach Maßgabe der bei Ablauf des 
letzten Versicherungsjahres geltenden Vertragsbestim-
mungen, und zwar in Höhe des unverbrauchten Teils der 
Versicherungssumme des letzten Versicherungsjahres. 

3.4 Meldung von Umständen  
(Notice of Circumstance – Regelung) 
Der Versicherungsnehmer und die versicherten Personen 
haben die Möglichkeit, dem Versicherer während der Lauf-
zeit des Vertrages konkrete Umstände zu melden, die eine 
Inanspruchnahme des Versicherungsnehmers und/oder der 
versicherten Personen hinreichend wahrscheinlich er-
scheinen lassen. 
Kündigt der Versicherer das Versicherungsverhältnis, kann 
zudem eine Meldung solcher Umstände innerhalb einer 
Frist von 30 Tagen nach Beendigung des Vertrages erfol-
gen. Die Meldung von Umständen innerhalb dieser Frist 
von 30 Tagen nach Beendigung des Vertrages ist jedoch 
nicht möglich, wenn der Versicherungsvertrag aufgrund 
Zahlungsverzugs beendet worden ist. 
Im Fall einer tatsächlichen späteren Inanspruchnahme, die 
aufgrund eines gemeldeten Umstandes spätestens inner-
halb einer Frist von 3 Jahren erfolgen muss, gilt die Inan-
spruchnahme als zu dem Zeitpunkt der Meldung der Um-
stände erfolgt. 

3.5 Insolvenz 
Im Fall der Beantragung des Insolvenzverfahrens des Ver-
sicherungsnehmers oder einer vom Versicherungsschutz 
umfassten Tochtergesellschaft erstreckt sich die Deckung 
für das betroffene Unternehmen und die mitversicherten 
Personen des betroffenen Unternehmens nur auf Haft-
pflichtansprüche infolge von Benachteiligungen, welche bis 
zum Zeitpunkt der Beantragung des Insolvenzverfahrens 
begangen worden sind. 

 
 
4 Versicherungsumfang 

4.1 Der Versicherungsschutz umfasst die Prüfung der Haft-
pflichtfrage, die Abwehr unberechtigter Schadenersatz-
ansprüche und die Freistellung des Versicherungsnehmers 
oder der mitversicherten Personen von berechtigten Scha-
denersatzverpflichtungen. 
Berechtigt sind Schadenersatzverpflichtungen dann, wenn 
der Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Perso-
nen aufgrund Gesetzes, rechtskräftigen Urteils, Aner-
kenntnisses oder Vergleiches zur Entschädigung verpflich-
tet sind und der Versicherer hierdurch gebunden ist. Aner-
kenntnisse und Vergleiche, die von dem Versicherungs-
nehmer oder den mitversicherten Personen ohne Zustim-
mung des Versicherers abgegeben oder geschlossen wor-
den sind, binden den Versicherer nur, soweit der Anspruch 
auch ohne Anerkenntnis oder Vergleich bestanden hätte. 
Ist die Schadenersatzverpflichtung des Versicherungsneh-
mers oder der mitversicherten Personen mit bindender 
Wirkung für den Versicherer festgestellt, hat der Versicherer 

den Versicherungsnehmer oder die mitversicherten Perso-
nen binnen zwei Wochen vom Anspruch des Dritten freizu-
stellen. 

4.2 Für den Umfang der Leistung des Versicherers ist die im 
Versicherungsschein angegebene Versicherungssumme 
der Höchstbetrag für jeden Versicherungsfall und für alle 
während eines Versicherungsjahres eingetretenen Versi-
cherungsfälle zusammen. Aufwendungen des Versicherers 
für Kosten der gerichtlichen und außergerichtlichen Ab-
wehr der von einem Dritten geltend gemachten Ansprüche 
(insbesondere Anwalts-, Sachverständigen-, Zeugen- und 
Gerichtskosten) werden auf die Versicherungssumme an-
gerechnet. 

4.3 Unabhängig von den einzelnen Versicherungsjahren gel-
ten mehrere während der Wirksamkeit des Versicherungs-
vertrages geltend gemachte Ansprüche eines oder mehre-
rer Anspruchsteller 
• aufgrund einer Benachteiligung, welche durch den 

Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere 
mitversicherte Personen begangen wurde, 

• aufgrund mehrerer Benachteiligungen, welche durch 
den Versicherungsnehmer und/oder eine oder mehrere 
mitversicherte Personen begangen wurden, sofern 
diese Benachteiligungen demselben Sachverhalt zu-
zuordnen sind und miteinander in rechtlichem, wirt-
schaftlichem oder zeitlichem Zusammenhang stehen, 

als ein Versicherungsfall. 
Dieser gilt unabhängig von dem tatsächlichen Zeitpunkt 
der Geltendmachung der einzelnen Haftpflichtansprüche 
als in dem Zeitpunkt eingetreten, in dem der erste Haft-
pflichtanspruch geltend gemacht wurde. Liegt die erste 
Benachteiligung zeitlich vor Beginn des Versicherungsver-
trages, so gelten alle Benachteiligungen dieser Serie als 
nicht versichert. 

4.4 Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung eines 
Haftpflichtanspruches durch Anerkenntnis, Befriedigung 
oder Vergleich an dem Verhalten des Versicherungsneh-
mers oder einer mitversicherten Person scheitert oder falls 
der Versicherer seinen vertragsgemäßen Anteil zur Befrie-
digung des Geschädigten zur Verfügung stellt, so hat der 
Versicherer für den von der Weigerung bzw. der Zurver-
fügungstellung an entstehenden Mehraufwand an Haupt-
sache, an Zinsen und Kosten nicht aufzukommen. 

4.5 In jedem Versicherungsfall tragen der Versicherungsnehmer 
bzw. die in Anspruch genommenen mitversicherten Perso-
nen den im Versicherungsschein aufgeführten Betrag selbst 
(Selbstbehalt). 

4.6 Nicht unter den Versicherungsschutz fallen Ansprüche auf 
Erfüllung von Verträgen sowie wegen anderer an die Stelle 
der Erfüllung tretender Ersatzleistungen. 

 
 
5 Ausschlüsse 

Nicht versichert sind Haftpflichtansprüche 
5.1 gegen den Versicherungsnehmer und/oder die mitver-

sicherten Personen, soweit sie den Schaden vorsätzlich 
oder durch wissentliches Abweichen von Gesetz, Vor-
schrift, Beschluss, Vollmacht oder Weisung oder durch 
sonstige wissentliche Pflichtverletzung herbeigeführt ha-
ben; dem Versicherungsnehmer und/oder den mitver-
sicherten Personen werden die Handlungen oder Unter-
lassungen nicht zugerechnet, die ohne ihr Wissen began-
gen worden sind; 

5.2 die von den mitversicherten Personen gemäß Ziffer 1.1 
geltend macht werden. Ansprüche des Versicherungs-
nehmers selbst oder seiner Angehörigen gegen die mitver-
sicherten Personen sind von der Versicherung ausge-
schlossen; 
als Angehörige gelten Ehegatten, Lebenspartner im Sinne 
des Lebenspartnerschaftsgesetzes oder vergleichbare 
Partnerschaften nach dem Recht anderer Staaten, Eltern 
und Kinder, Adoptiveltern und -kinder, Schwiegereltern und 
-kinder; Stiefeltern und -kinder, Großeltern und Enkel,  
Geschwister sowie Pflegeeltern und -kinder (Personen, die 
durch ein familienähnliches, auf längere Dauer angelegtes 
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Verhältnis wie Eltern und Kinder miteinander verbunden 
sind; 

5.3 • welche vor Gerichten außerhalb Deutschlands geltend 
gemacht werden – dies gilt auch im Falle der Voll-
streckung von Urteilen, die außerhalb Deutschlands  
gefällt wurden –; 

• wegen Verletzung oder Nichtbeachtung des Rechts 
ausländischer Staaten; 

5.4 jeglicher Art, die kollektiv erhoben werden, wie z. B. im 
Zusammenhang mit Streitgenossenschaften, Verbands-
klagen oder die z. B. von Gewerkschaften oder Betriebs-
räten erhoben werden; 

5.5 im Zusammenhang mit der Wahrnehmung von rechtlichen 
Interessen aus dem kollektiven Arbeits- oder Dienstrecht; 
ausgeschlossen sind auch Ansprüche im Zusammenhang 
mit Arbeitskampfmaßnahmen (z. B. Aussperrung, Streik); 

5.6 auf Entschädigung und/oder Schadenersatz mit Straf-
charakter; hierunter fallen auch Strafen, Buß- und Ord-
nungs- oder Zwangsgelder, die gegen den Versicherungs-
nehmer oder die mitversicherten Personen verhängt wor-
den sind; 

5.7 soweit sie aufgrund Vertrages oder besonderer Zusagen 
über den Umfang der gesetzlichen Haftpflicht des Versi-
cherungsnehmers hinausgehen; 

5.8 wegen Gehalt, rückwirkenden Lohnzahlungen, Pensionen, 
Renten, Ruhegeldern, betrieblicher Altersversorgung, Ab-
findungszahlungen im Zusammenhang mit der Beendigung 
von Arbeitsverhältnissen und Sozialplänen sowie Ansprü-
che aus Personenschäden, bei denen es sich um Arbeits-
unfälle und Berufskrankheiten im Betrieb des Versiche-
rungsnehmers gemäß dem Sozialgesetzbuch VII handelt; 

5.9 wegen Benachteiligungen, die vor dem Vollzug des Er-
werbs/der Übernahme eines anderen Unternehmens durch 
den Versicherungsnehmer und/oder eine seiner Tochter-
gesellschaften begangen worden sind; 

5.10 wegen Benachteiligungen, die nach dem Abschluss des 
der Veräußerung zugrunde liegenden Vertrages des Versi-
cherungsnehmers und/oder einer seiner Tochtergesell-
schaften durch ein anderes Unternehmen begangen wor-
den sind; 

5.11 und Aufwendungen im Zusammenhang mit der Vornahme 
von Maßnahmen aufgrund gesetzlicher Verpflichtungen, 
die Auswirkungen auf die Betriebsstätte, wie z. B. baulichen 
Veränderungen, den Arbeitsplatz und/oder den Arbeits-
prozess haben. 

 
 
6 Vorvertragliche Anzeigepflichten des Versicherungs-

nehmers 

6.1 Vollständigkeit und Richtigkeit von Angaben über 
gefahrerhebliche Umstände 
Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe seiner Ver-
tragserklärung dem Versicherer alle ihm bekannten Ge-
fahrumstände anzuzeigen, nach denen der Versicherer in 
Textform gefragt hat und die für den Entschluss des Ver-
sicherers erheblich sind, den Vertrag mit dem vereinbarten 
Inhalt zu schließen. Der Versicherungsnehmer ist auch in-
soweit zur Anzeige verpflichtet, als nach seiner Vertrags-
erklärung, aber vor Vertragsannahme der Versicherer Fra-
gen im Sinne des Satzes 1 in Textform stellt. Gefahrerheb-
lich sind die Umstände, die geeignet sind, auf den Ent-
schluss des Versicherers Einfluss auszuüben, den Vertrag 
überhaupt oder mit dem vereinbarten Inhalt abzuschließen. 
Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versicherungs-
nehmers geschlossen und kennt dieser den gefahrerheb-
lichen Umstand, muss sich der Versicherungsnehmer so 
behandeln lassen, als habe er selbst davon Kenntnis ge-
habt oder dies arglistig verschwiegen. 

6.2 Rücktritt 
Unvollständige und unrichtige Angaben zu den gefahrer-
heblichen Umständen berechtigen den Versicherer, vom 
Versicherungsvertrag zurückzutreten. 
Der Versicherer hat kein Rücktrittsrecht, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er oder sein Vertreter 

die unrichtigen oder unvollständigen Angaben weder vor-
sätzlich noch grob fahrlässig gemacht hat. 
Das Rücktrittsrecht des Versicherers wegen grob fahrläs-
siger Verletzung der Anzeigepflicht besteht nicht, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den 
Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. 
Tritt der Versicherer nach Eintritt des Versicherungsfalls 
zurück, darf er den Versicherungsschutz nicht versagen, 
wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass der un-
vollständig oder unrichtig angezeigte Umstand weder für 
den Eintritt des Versicherungsfalls noch für die Fest-
stellung oder den Umfang der Leistung ursächlich war. 
Auch in diesem Fall besteht aber kein Versicherungs-
schutz, wenn der Versicherungsnehmer die Anzeigepflicht 
arglistig verletzt hat. 
Dem Versicherer steht der Teil des Beitrages zu, der der 
bis zum Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelau-
fenen Vertragszeit entspricht. 

6.3 Beitragsänderung oder Kündigungsrecht 
Ist das Rücktrittsrecht des Versicherers ausgeschlossen, 
weil die Verletzung einer Anzeigepflicht weder auf Vorsatz 
noch auf grober Fahrlässigkeit beruhte, kann der Versiche-
rer den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem  
Monat in Schriftform kündigen. 
Das Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass der Versicherer den Ver-
trag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, 
wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätte. 
Kann der Versicherer nicht zurücktreten oder kündigen, 
weil er den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeig-
ten Umstände, aber zu anderen Bedingungen, geschlos-
sen hätte, werden die anderen Bedingungen auf Verlangen 
des Versicherers rückwirkend Vertragsbestandteil. Hat der 
Versicherungsnehmer die Pflichtverletzung nicht zu vertre-
ten, werden die anderen Bedingungen ab der laufenden 
Versicherungsperiode Vertragsbestandteil. 
Erhöht sich durch die Vertragsanpassung der Beitrag um 
mehr als 10 % oder schließt der Versicherer die Gefahrab-
sicherung für den nicht angezeigten Umstand aus, kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag innerhalb eines 
Monats nach Zugang der Mitteilung des Versicherers frist-
los kündigen. 
Der Versicherer muss die ihm nach Ziffern 6.2 und 6.3 zu-
stehenden Rechte innerhalb eines Monats schriftlich gel-
tend machen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem 
er von der Verletzung der Anzeigepflicht, die das von ihm 
geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlangt. Er 
hat die Umstände anzugeben, auf die er seine Erklärung 
stützt; er darf nachträglich weitere Umstände zur Begrün-
dung seiner Erklärung abgeben, wenn für diese die Monats-
frist nicht verstrichen ist. 
Dem Versicherer stehen die Rechte nach den Ziffern 6.2 
und 6.3 nur zu, wenn er den Versicherungsnehmer durch 
gesonderte Mitteilung in Textform auf die Folgen einer An-
zeigepflichtverletzung hingewiesen hat. 
Der Versicherer kann sich auf die in den Ziffern 6.2 und 6.3 
genannten Rechte nicht berufen, wenn er den nicht ange-
zeigten Gefahrumstand oder die Unrichtigkeit der Anzeige 
kannte. 

6.4 Anfechtung 
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger 
Täuschung anzufechten, bleibt unberührt. Im Fall der An-
fechtung steht dem Versicherer der Teil des Beitrages zu, 
der der bis zum Wirksamwerden der Anfechtungserklärung 
abgelaufenen Vertragszeit entspricht. 

 
 
7 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

7.1 Obliegenheiten vor Eintritt des Versicherungsfalles 
Besonders Gefahr drohende Umstände hat der Versiche-
rungsnehmer auf Verlangen des Versicherers innerhalb 
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angemessener Frist zu beseitigen. Dies gilt nicht, soweit 
die Beseitigung unter Abwägung der beiderseitigen Inte-
ressen unzumutbar ist. Ein Umstand, der zu einem Scha-
den geführt hat, gilt ohne weiteres als besonders Gefahr 
drohend. 

7.2 Obliegenheiten nach Eintritt des Versicherungsfalles 
7.2.1 Jeder Versicherungsfall ist dem Versicherer innerhalb 

einer Woche anzuzeigen. Dieses soll in Textform erfol-
gen. Das Gleiche gilt, wenn gegen den Versicherungs-
nehmer Haftpflichtansprüche geltend gemacht werden. 
Wird gegen den Versicherungsnehmer ein staatsanwalt-
schaftliches, behördliches oder gerichtliches Verfahren 
eingeleitet, ein Mahnbescheid erlassen oder ihm gericht-
lich der Streit verkündet, hat er dies unverzüglich anzu-
zeigen. 
Gegen einen Mahnbescheid muss der Versicherungs-
nehmer fristgemäß Widerspruch einlegen, ohne dass es 
einer Weisung des Versicherers bedarf. 

7.2.2 Der Versicherungsnehmer muss im Rahmen seiner 
Möglichkeiten für die Abwendung und Minderung des 
Schadens sorgen. Weisungen des Versicherers sind da-
bei zu beachten, soweit es für den Versicherungsnehmer 
zumutbar ist. Er hat dem Versicherer ausführliche und 
wahrheitsgemäße Schadenberichte zu erstellen und ihn 
bei der Schadenermittlung und -regulierung zu unterstüt-
zen. Alle Umstände, die nach Ansicht des Versicherers 
für die Bearbeitung des Schadens wichtig sind, müssen 
mitgeteilt sowie alle dafür angeforderten Schriftstücke 
übersandt werden. 

7.2.3 Wird gegen den Versicherungsnehmer ein Haftpflichtan-
spruch gerichtlich geltend gemacht, hat er die Führung 
des Verfahrens dem Versicherer zu überlassen. Der 
Versicherer beauftragt im Namen des Versicherungs-
nehmers einen Rechtsanwalt. Der Versicherungsnehmer 
muss dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderli-
chen Auskünfte erteilen und die angeforderten Unterla-
gen zur Verfügung stellen. 

 
 
8 Rechtsfolgen bei Verletzung von Obliegenheiten 

8.1 Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegenheit aus 
diesem Vertrag, die er vor Eintritt des Versicherungsfalles 
zu erfüllen hat, kann der Versicherer den Vertrag innerhalb 
eines Monats ab Kenntnis von der Obliegenheitsverletzung 
fristlos kündigen. Der Versicherer hat kein Kündigungs-
recht, wenn der Versicherungsnehmer nachweist, dass die 
Obliegenheitsverletzung weder auf Vorsatz noch auf grober 
Fahrlässigkeit beruhte. 

8.2 Wird eine Obliegenheit aus diesem Vertrag vorsätzlich 
verletzt, verliert der Versicherungsnehmer seinen Versi-
cherungsschutz. Bei grob fahrlässiger Verletzung einer 
Obliegenheit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung 
in einem der Schwere des Verschuldens des Versiche-
rungsnehmers entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 
Der vollständige oder teilweise Wegfall des Versicherungs-
schutzes hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versi-
cherungsfalls bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungs-
obliegenheit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den 
Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung in Text-
form auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat. 
Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er die Oblie-
genheit nicht grob fahrlässig verletzt hat, bleibt der Versi-
cherungsschutz bestehen. 
Der Versicherungsschutz bleibt auch bestehen, wenn der 
Versicherungsnehmer nachweist, dass die Verletzung der 
Obliegenheit weder für den Eintritt oder die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den 
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung ursäch-
lich war. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer die 
Obliegenheit arglistig verletzt hat. 
Die vorstehenden Bestimmungen gelten unabhängig da-
von, ob der Versicherer ein ihm nach Ziffer 8.1 zustehen-
des Kündigungsrecht ausübt. 

 
 

9 Rechte und Pflichten mitversicherter Personen/Tochter-
gesellschaften; Abtretungsverbot 

9.1 Alle für den Versicherungsnehmer geltenden Bestimmun-
gen sind entsprechend auf die mitversicherten Personen 
und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungsneh-
mers anwendbar. Die Ausübung der Rechte aus dem Ver-
sicherungsvertrag steht ausschließlich dem Versicherungs-
nehmer zu. Er ist neben den mitversicherten Personen 
und/oder Tochtergesellschaften des Versicherungsnehmers 
für die Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich. 

9.2 Der Freistellungsanspruch darf vor seiner endgültigen 
Feststellung ohne Zustimmung des Versicherers weder 
abgetreten noch verpfändet werden. Eine Abtretung an 
den geschädigten Dritten ist zulässig. 

 
 
10 Beginn des Versicherungsschutzes 

10.1 Der Versicherungsschutz beginnt zu dem im Versiche-
rungsschein angegebenen Zeitpunkt, wenn der Versi-
cherungsnehmer den ersten oder einmaligen Beitrag 
rechtzeitig im Sinne von Ziffer 11.1 zahlt. 

10.2 Ist dem Versicherungsnehmer bei Antragstellung bekannt, 
dass ein Versicherungsfall bereits eingetreten ist, so be-
steht hierfür kein Versicherungsschutz. 

 
 
11 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/erster oder ein-

maliger Beitrag 

11.1 Der Versicherungsschutz tritt zu dem im Versicherungs-
schein genannten Vertragsbeginn in Kraft, wenn der erste 
oder einmalige Beitrag 

11.1.1 unverzüglich nach Vertragsbeginn gezahlt wird oder 
11.1.2 innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Versicherungs-

scheines gezahlt wird oder 
11.1.3 vom Versicherer nach Ziffer 13 im Lastschriftverfahren 

(SEPA-Lastschriftmandat) eingezogen werden kann. 
Dies gilt unabhängig vom Bestehen eines Widerrufsrechts. 

11.2 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, sondern zu einem späteren 
Zeitpunkt, beginnt der Versicherungsschutz erst ab diesem 
Zeitpunkt. Das gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht zu vertreten hat. 
Für Versicherungsfälle, die bis zur Zahlung des Beitrags 
eintreten, ist der Versicherer nur dann nicht zur Leistung 
verpflichtet, wenn er den Versicherungsnehmer durch ge-
sonderte Mitteilung in Textform oder durch einen auffälli-
gen Hinweis im Versicherungsschein auf diese Rechtsfolge 
der Nichtzahlung des Beitrags aufmerksam gemacht hat. 

11.3 Zahlt der Versicherungsnehmer den ersten oder einmali-
gen Beitrag nicht rechtzeitig, kann der Versicherer vom 
Vertrag zurücktreten, solange der Beitrag nicht gezahlt ist. 
Der Versicherer kann nicht zurücktreten, wenn der Versi-
cherungsnehmer nachweist, dass er die Nichtzahlung nicht 
zu vertreten hat. 

 
 
12 Zahlung und Folgen verspäteter Zahlung/Folgebeitrag 

12.1 Die Folgebeiträge sind, soweit nicht etwas anderes be-
stimmt ist, am Monatsersten des vereinbarten Beitragszeit-
raumes fällig. 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie zu dem im Versi-
cherungsschein oder in der Beitragsrechnung angegebenen 
Zeitpunkt erfolgt. 

12.2 Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, gerät der 
Versicherungsnehmer ohne Mahnung in Verzug, es sei 
denn, dass er die verspätete Zahlung nicht zu vertreten hat. 
Der Versicherer ist berechtigt, Ersatz des ihm durch den 
Verzug entstandenen Schadens zu verlangen. 
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Wird ein Folgebeitrag nicht rechtzeitig gezahlt, kann der 
Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten 
in Textform eine Zahlungsfrist bestimmen, die mindestens 
zwei Wochen betragen muss. Die Bestimmung ist nur 
wirksam, wenn sie die rückständigen Beträge des Beitrags, 
Zinsen und Kosten im Einzelnen beziffert und die Rechts-
folgen angibt, die nach den Ziffern 12.3 und 12.4 mit dem 
Fristablauf verbunden sind. 

12.3 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, besteht ab diesem 
Zeitpunkt bis zur Zahlung kein Versicherungsschutz, wenn 
er mit der Zahlungsaufforderung nach Ziffer 12.2 Absatz 3 
darauf hingewiesen wurde. 

12.4 Ist der Versicherungsnehmer nach Ablauf dieser Zahlungs-
frist noch mit der Zahlung in Verzug, kann der Versicherer 
den Vertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, wenn er 
den Versicherungsnehmer mit der Zahlungsaufforderung 
nach Ziffer 12.2 Absatz 3 darauf hingewiesen hat. 
Hat der Versicherer gekündigt und zahlt der Versiche-
rungsnehmer danach innerhalb eines Monats den ange-
mahnten Betrag, besteht der Vertrag fort. Für Versiche-
rungsfälle, die zwischen dem Zugang der Kündigung und 
der Zahlung eingetreten sind, besteht jedoch kein Versi-
cherungsschutz. Die Leistungsfreiheit des Versicherers nach 
Ziffer 12.3 bleibt unberührt. 

 
 
13 Rechtzeitigkeit der Zahlung bei SEPA-Lastschriftmandat 

Ist die Einziehung des Beitrages von einem Konto vereinbart, 
gilt die Zahlung als rechtzeitig, wenn der Beitrag zum Fällig-
keitstag eingezogen werden kann und der Versicherungs-
nehmer einer berechtigten Einziehung nicht widerspricht. 
Konnte der fällige Beitrag ohne Verschulden des Versiche-
rungsnehmers vom Versicherer nicht eingezogen werden, ist 
die Zahlung auch dann noch rechtzeitig, wenn sie unverzüg-
lich nach einer in Textform abgegebenen Zahlungsaufforde-
rung des Versicherers erfolgt. 
Kann der fällige Beitrag nicht eingezogen werden, weil der 
Versicherungsnehmer das SEPA-Lastschriftmandat widerru-
fen hat, oder hat der Versicherungsnehmer aus anderen 
Gründen zu vertreten, dass der Beitrag nicht eingezogen 
werden kann, ist der Versicherer berechtigt, künftig Zahlung 
außerhalb des Lastschriftverfahrens zu verlangen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist zur Übermittlung des Beitrags erst 
verpflichtet, wenn er vom Versicherer hierzu in Textform auf-
gefordert worden ist. 

 
 
14 Teilzahlung und Folgen bei verspäteter Zahlung 

Ist die Zahlung des Jahresbeitrages in Raten vereinbart, sind 
die noch ausstehenden Raten sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit der Zahlung einer Rate im Verzug ist. 
Ferner kann der Versicherer für die Zukunft jährliche Bei-
tragszahlung verlangen. 

 
 
15 Beitragsregulierung 

15.1 Der Versicherungsnehmer hat nach Aufforderung mitzu-
teilen, ob und welche Änderungen des versicherten Risi-
kos gegenüber den früheren Angaben eingetreten sind. 
Diese Aufforderung kann auch durch einen Hinweis auf der 
Beitragsrechnung erfolgen. Die Angaben sind innerhalb ei-
nes Monats nach Zugang der Aufforderung zu machen und 
auf Wunsch des Versicherers nachzuweisen. Bei unrichti-
gen Angaben zum Nachteil des Versicherers kann dieser 
vom Versicherungsnehmer eine Vertragsstrafe in drei-
facher Höhe des festgestellten Beitragsunterschiedes ver-
langen. Dies gilt nicht, wenn der Versicherungsnehmer 
beweist, dass ihn an der Unrichtigkeit der Angaben kein 
Verschulden trifft. 

15.2 Aufgrund der Änderungsmitteilung des Versicherungs-
nehmers oder sonstiger Feststellungen wird der Beitrag 
berichtigt (Beitragsregulierung). Bei einer Erhöhung oder 

Erweiterung des Risikos erfolgt diese Berichtigung ab dem 
Zeitpunkt der Veränderung, beim Wegfall versicherter Risi-
ken ab dem Zeitpunkt des Eingangs der Mitteilung beim 
Versicherer. Der vertraglich vereinbarte Mindestbeitrag darf 
dadurch nicht unterschritten werden. 

15.3 Unterlässt der Versicherungsnehmer die rechtzeitige 
Mitteilung, kann der Versicherer für den Zeitraum, für den 
die Angaben zu machen waren, eine Nachzahlung in Höhe 
des für diesen Zeitraum bereits in Rechnung gestellten 
Beitrages verlangen. Werden die Angaben nachträglich 
gemacht, findet eine Beitragsregulierung statt. Ein vom 
Versicherungsnehmer zu viel gezahlter Beitrag wird nur 
zurückerstattet, wenn die Angaben innerhalb von zwei Mo-
naten nach Zugang der Mitteilung des erhöhten Beitrages 
erfolgten. 

15.4 Die vorstehenden Bestimmungen finden auch Anwendung 
auf Versicherungen mit Beitragsvorauszahlung für mehrere 
Jahre. 

 
 
16 Beitrag bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Bei vorzeitiger Beendigung des Vertrages hat der Versicherer, 
soweit durch Gesetz nicht etwas anderes bestimmt ist, nur 
Anspruch auf den Teil des Beitrages, der dem Zeitraum ent-
spricht, in dem Versicherungsschutz bestanden hat. 

 
 
17 Vertragsdauer, Kündigung 

17.1 Dauer und Ende des Vertrags 
17.1.1 Der Vertrag ist für die im Versicherungsschein angege-

bene Zeit abgeschlossen. 
17.1.2 Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 

verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, wenn nicht 
dem Vertragspartner spätestens drei Monate vor dem Ab-
lauf der jeweiligen Vertragsdauer eine Kündigung zuge-
gangen ist. 

17.1.3 Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung bedarf, 
zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

17.1.4 Bei einer Vertragsdauer von mehr als drei Jahren kann 
der Versicherungsnehmer den Vertrag zum Ablauf des 
dritten Jahres oder jedes darauf folgenden Jahres kündi-
gen, die Kündigung muss dem Versicherer spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Jahres zuge-
gangen sein. 

17.2 Kündigung nach Versicherungsfall 
17.2.1 Das Versicherungsverhältnis kann gekündigt werden, 

wenn 
• vom Versicherer eine Zahlung geleistet wurde 
oder 
• dem Versicherungsnehmer eine Klage über einen 

unter den Versicherungsschutz fallenden Haftpflicht-
anspruch gerichtlich zugestellt wird. 

Die Kündigung muss dem Vertragspartner in Textform 
spätestens einen Monat nach der Zahlung oder der 
Rechtshängigkeit des Haftpflichtanspruchs oder der Leis-
tungsverweigerung des Versicherers zugegangen sein. 

17.2.2 Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kündigung 
sofort nach dem Zugang beim Versicherer wirksam. Der 
Versicherungsnehmer kann jedoch bestimmen, dass die 
Kündigung zu einem späteren Zeitpunkt, spätestens je-
doch zum Ende der laufenden Versicherungsperiode 
wirksam wird. 
Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat nach 
ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer wirksam. 

17.3 Wenn das versicherte Risiko vollständig und dauernd 
wegfällt, erlischt die Versicherung bezüglich dieses Risi-
kos. Dem Versicherer steht der Beitrag zu, den er hätte er-
heben können, wenn die Versicherung dieser Risiken nur 
bis zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu dem er 
vom Wegfall Kenntnis erlangt. 
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18 Verjährung 

18.1 Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in 
drei Jahren. Die Fristberechnung richtet sich nach den all-
gemeinen Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuches. 

18.2 Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei dem 
Versicherer angemeldet worden, ist die Verjährung von der 
Anmeldung bis zu dem Zeitpunkt gehemmt, zu dem die 
Entscheidung des Versicherers dem Anspruchsteller in 
Textform zugeht. 

 
 
19 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt ausschließlich deutsches Recht. 
 
 
20 Zuständiges Gericht 

20.1 Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den 
Versicherer bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit 
nach dem Sitz des Versicherers oder seiner für den Versi-
cherungsvertrag zuständigen Niederlassung. Ist der Versi-
cherungsnehmer eine natürliche Person, ist auch das Ge-
richt örtlich zuständig, in dessen Bezirk der Versiche-
rungsnehmer zur Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz 
oder, in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt hat. 

20.2 Ist der Versicherungsnehmer eine natürliche Person, müs-
sen Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen ihn bei 
dem Gericht erhoben werden, das für seinen Wohnsitz oder, 
in Ermangelung eines solchen, den Ort seines gewöhnli-
chen Aufenthalts zuständig ist. Ist der Versicherungsneh-
mer eine juristische Person, bestimmt sich das zuständige 
Gericht auch nach dem Sitz oder der Niederlassung des 

Versicherungsnehmers. Das Gleiche gilt, wenn der Versi-
cherungsnehmer eine Offene Handelsgesellschaft, Kom-
manditgesellschaft, Gesellschaft bürgerlichen Rechts oder 
eine eingetragene Partnerschaftsgesellschaft ist. 

20.3 Sind der Wohnsitz oder gewöhnliche Aufenthalt im Zeit-
punkt der Klageerhebung nicht bekannt, bestimmt sich die 
gerichtliche Zuständigkeit für Klagen aus dem Versiche-
rungsvertrag gegen den Versicherungsnehmer nach dem 
Sitz des Versicherers oder seiner für den Versicherungs-
vertrag zuständigen Niederlassung. 

 
 
21 Anzeigen und Willenserklärungen 

21.1 Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und soweit 
in diesem Vertrag nicht etwas anderes bestimmt ist, sind 
die für den Versicherer bestimmten Erklärungen und An-
zeigen, die das Versicherungsverhältnis betreffen und die 
unmittelbar gegenüber dem Versicherer erfolgen, in Text-
form abzugeben. 
Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptverwaltung 
des Versicherers oder an die im Versicherungsschein oder 
in dessen Nachträgen als zuständig bezeichnete Geschäfts-
stelle gerichtet werden. Die gesetzlichen Regelungen über 
den Zugang von Erklärungen und Anzeigen bleiben unbe-
rührt. 

21.2 Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner An-
schrift dem Versicherer nicht mitgeteilt, genügt für eine Wil-
lenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber 
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen 
Briefes an die letzte dem Versicherer bekannte Anschrift. 
Die Erklärung gilt drei Tage nach der Absendung des Brie-
fes als zugegangen. Dies gilt entsprechend für den Fall ei-
ner Namensänderung des Versicherungsnehmers. 


